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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Änderung des Gewerbesteuerredits 
- Nr. 2130 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(11. Ausschuß) 


E 11 1 w u r f 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(Artikel I) 

(§ 1) 

4.1m § 6 Absatz 2 erhält der 

letzte Satz die folgende Fas- 
s u n g : 


„Die Richtlinien, unter welchen 
Voraussetzungen diese Zustim- 
mung zu erteilen ist, erläßt die 
L. a n d e s r e g i e r u n g durch 
Re ch t s V ero r d n un g . “ 


7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle des bisherigen Satzes 1 
der Ziffer 1 treten die beiden folgen- 
den Sätze: 

„l.drei vom Hundert des Ein- 
heitswerts des zum Betriebs- 


(Artikel I) 

(§ 1) 

4. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Der 2. Satz in Absatz 2 erhält folgen- 
den Zusatz: 

die Landesregierung kann die 
Zustimmungsbefugnis auf die nach 
Landesredit zuständige Behörde 
übertragen.“ 

b) Satz 3 erhält folgenden Wortlaut: 

„Die Richtlinien, unter welchen 
Voraussetzungen diese Zustim- 
mung zu erteilen ist, erläßt die 
Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung.“ 

7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle des bisherigen Satzes 1 
der Ziffer 1 treten die beiden folgen- 
den Sätze: 

„l.drei vom Hundert des Ein- 
heitswerts des zum Betriebs- 
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E n t w u r f 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


vermögen des Unternehmers 
gehörenden Grundbesitzes, so- 
weit er nicht zu Betriebstätten 
im Sinn des § 2 Absatz 5 Satz 
1 gehört; maßgebend ist der 
Einheitswert, der auf den 
letzten Feststellungszeitpunkt 
(Hauptfeststellungs-, Fort- 
schreibungs- oder Nachfest- 
stellungszeitpunkt) vor dem 
Ende des Erhebungszeitraums 
(§14 Absatz 2) lautet. Fiat die 
Steuerpflicht nicht wahrend 
des ganzen Erhebungszeit- 
raums (§14 Absatz 2) bestan- 
den, so ermäßigt sich die 
Kürzung auf soviel Zwölftel, 
wie die Steuerp flicht volle 
oder an gelange ne Ka lende r- 
monate im Erhebungszci träum 
bestanden hat.“ 

b) Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. die Anteile am Gewinn einer 
offenen Handelsgesellschaft, 
einer Kommanditgesellschaft 
oder einer anderen Gesell- 
schaft, bei der die Gesellschaf- 
ter als Unternehmer (Mit- 
unternehmer) des Gewerbe- 
betriebs anzusehen sind, wenn 
die Gewinnanteile bei Ermitt- 
lung des Gewinns (§ 7) ange- 
setzt worden sind.“ 

c) Ule folgende Ziffer 4 wird angefügt: 

„4. die nach § 8 Ziffer 8 dem Ge- 
winn aus Gewerbebetrieb 
eines anderen hinzugerechne- 
ten Miet- und Pachtzinsen 
und sonstigen Vergütungen, 
wenn sie bei Ermittlung des 
Gewinns (§ 7) berücksichtigt 
worden sind.“ 


vermögen des Unternehmers 
gehörenden Grundbesitzes, so- 
weit er nicht zu Betriebstättcu 
im Sinn des § 2 Absatz 5 Satz 
1 gehört; maßgebend ist der 
Einheitswert, der auf den 
letzten Feststellungszeitpunkt 
(Hauptfeststellungs-, Fort- 
schreibungs- oder Nadifest- 
stellungszeitpunkt) vor dem 
Ende des Erhebungszeitraums 
(§ 14 Absatz 2) lautet. Hat die 
Steuerpflicht nicht während 
des ganzen Erhebungszeit- 
raums (§ 14 Absatz 2) bestan- 
den, so vermindert sich die 
Kürzung auf soviel Zwölftel, 
wie die Sreuerpflicht volle 
oder angefangene Kalender- 
monate Im Erhebungszeit- 
raum bestanden har.“ 

b) unverändert 


c) unverändert 


1 1 . Im § 11 wird der folgende Ab- 1 1 . Im § 11 werden die folgenden Absätze 
Satz 4 angefügt: 4 und 5 angefügt: 

„(4) Bei Kreditgenossenschaften 
und Zentralkassen ermäßigt sich, 
wenn sich bei ihnen die Körper- 
schaftsteuer ermäßigt, die Steuer- 
meßzahl des Absatzes 2 Ziffer 2 
auf den gleichen Bruchteil wie bei 
der Körperschaftsteuer. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


„(4) Hat bei den in Absatz 2 
Ziffer 1 bezeichneten Unterneh- 
men die Steuerpflicht nicht wäh- 
rend des ganzen Erhebungszeit- 
raums (§14 Absatz 2) bestanden, 
so ist der nach § 10 maßgebende 
Gewerbeertrag auf einen Jahres- 
betrag umzurechnen. Dabei sind 
Kalendermonate, in denen die 
Steuerpflicht nur während eines 
Teils bestanden hat, voll zu rech- 
nen. Auf den Jahresbetrag des 
Gewerbeertrags sind die Steuer- 
meßzahlen des Absatzes 2 Ziffer 1 
oder des Absatzes 3 anzuwenden. 
Der dabei für ein Jahr sich er- 
gehende Steuermeßbetrag ist ent- 
sprechend der Zahl der vollen 
oder angefangenen Kalender- 
monate des Zeitraums umzurech- 
nen, während dessen die Steuer- 
pflicht im Erhebungszcitraum be- 
standen hat.“ 

16. § 16 erhält die folgende Fassung: 

4 16 

Hebesatz 

Die Steuer wird auf Grund des 
einheitlichen Steuermeßbetrags 
(§ 14) nach dem Hebesatz fest- 
gesetzt und erhoben, der von der 
hebeberechtigten Gemeinde (§ 4) 
für das Rechnungsjahr festgesetzt 
ist, das in dem Erhebungszeitraum 
(§ 14 Absatz 2) beginnt. Der 
Hebesatz muß unbeschadet der 
Vorschrift des § 17 für alle in der 
Gemeinde vorhandenen Unterneh- 
men der gleiche sein.“ 


(5) Hat bei den in Absatz 2 
Ziffer 1 bezeichneten Unterneh- 
men die Steuerpflicht nicht wäh- 
rend des ganzen Erhebungszeit- 
raums (§ 14 Absatz 2) bestanden, 
so ist der nach § 10 maßgebende 
Gewerbeertrag auf einen Jahres- 
betrag umzurechnen. Dabei sind 
Kalendermonate, in denen die 
Steuerpflicht nur während eines 
Teils bestanden hat, voll zu rech- 
nen. Auf den jahresbetrag des 
Gewerberertrags sind die Steuer- 
meßzahlen des Absatzes 2 Ziffer 1 
oder des Absatzes 3 anzuwenden. 
Der dabei für ein Jahr sich er- 
gebende Steuermeßbetrag ist ent- 
sprechend der Zahl der vollen 
oder angefangenen Kalender- 
monate des Zeitraums umzurech- 
nen, während dessen die Steuer- 
pflidit im Erhebungszeitraum be- 
standen hat.“ 

16. § 16 erhält die folgende Fassung: 

4 16 

Hebesatz 

Die Steuer wird auf Grund des 
einheitlichen Steuermeßbetrags 
(§ 14) nach dem Hebesatz fest- 
gesetzt und erhoben, der von der 
hebeberechtigten Gemeinde (§§ 4, 
35a) für das Rechnungsjahr fest- 
gesetzt ist, das in dem Erhebungs- 
zeitraum (§ 14 Absatz 2) beginnt. 
Der Hebesatz muß unbeschadet 
der Vorschrift des § 17 für alle 
in der Gemeinde vorhandenen 
Unternehmen der gleiche sein.“ 


17. Hinter § 17 wird der folgende § 17 a ein- 
gefügt; 

„§ 17 a 
Mindeststeuer 


17. Hinter § 17 wird der folgende § 17 a 
eingefügt: 

4 17 a 
Mindeststeuer 


(1) Die Gemeinde, in der 
sich die Geschäftslei timg be- 
findet, ist ermächtigt, mit Zu- 
stimmung der obersten Ge- 
rn e i n d e a u f s i c h t s behördc 
eine Mindeststeuer bis zu 12 Deut- 


(1) Die Gemeinde ist ermäch- 
tigt, mit Zustimmung der nach 
Landesrecht zuständigen Behörde 
die Gewerbebetriebe, deren Ge- 
schäftsleitung sich am Ende des 
Erhebungszeitraums oder imZeit- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


sehe Mark, bei Hausgewerbetrei- 
benden bis zu 6 Deutsche Mark 
festzusetzen und zu er- 
heben, wenn nach § 16 keine 
oder eine geringere Steuer fest- 
zusetzen wäre. 

(2) Ist im Laufe des Er- 
hebungszeitraums d i e Geschäfts- 
leitung von einer Ge- 
meinde in eine andere 
Gemeinde verlegt wor- 
den, so ist zur Erhebung 
der iVlindeststeucr nur 
die Gemeinde ermäcii- 
t i g t , in der sich i m Er- 
hebungszeitraum d i e Geschäfts- 
Icitung zuletzt befunden hat. 

(3) Bei Wandergewerbebetrie- 
ben tritt für die Hebe- 
berechtigung nach Ab- 
satz 1 o d e r A b s a t z 2 an die 
Stelle der Gemeinde, in der 
sich die Geschäftsleitung b e - 
findet, die Gemeinde, 
in der sich der Mittelpunkt 
der gewerblichen Tätigkeit (§ 35 a 
Absatz 3) befindet. 

(4) Der Beschluß über die Er- 
hebung der Mindeststeuer oder 
die Erhöhung einer beschlossenen 
Mindeststeucr kann nur bis zum 
Ende des Erhebungszeitraums ge- 
faßt werden. Eine Herabsetzung 
der Mindeststeuer oder der Ver- 
zicht auf eine beschlossene Min- 
deststeuer kann noch bis zum Ende 
des Rechnungsjahrs, das in dem 
Erhebungszeitraum beginnt, be- 
schlossen werden. 

19. § 19 erhält die folgende Fassung: 

4 19 

Vorauszahlungen 

(1) Der Steuerschuldner hat am 
15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November Vorauszah- 
lungen zu entrichten, 

(2) Jede Vorauszahlung beträgt 
grundsätzlich ein Viertel der 
Steuer, die sich bei der letzten 
Veranlagung ergeben hat. 


punkt der Betriebseinstellung in 
ihrem Gemeindebezirk befunden 
hat, zu einer Mindeststeuer her- 
anzuziehen. Der Mindeststeuer 
unterliegen alle Gewerbebetriebe, 
für die nach § 16 keine oder eine 
geringere Steuer festzusetzen wäre. 
Die Mindeststeuer kann bis zu 
12 Deutsche Mark, bei Haus- 
gewerbetreibenden bis zu 6 Deut- 
sche Mark betragen und darf für 
alle Gewerbebetriebe in jeder 
dieser beiden Gruppen nur gleich 
hoch bemessen werden. 


(2) Bei Wandergewerbebctric- 
ben tritt an die Stelle der Ge- 
schäftsleitung (Absatz 1 Satz 1) 
der Mittelpunkt der gewerblichen 
Tätigkeit (§ 35 a Absatz 3). 


(3) Der Beschluß über die Er- 
hebung der Mindeststeuer oder 
die Erhöhung einer beschlossenen 
Mindeststeuer kann nur bis zum 
Ende des Erhebungszeitraums ge- 
faßt werden. Eine Herabsetzung 
der Mindeststeuer oder der Ver- 
zicht auf eine beschlossene Min- 
deststeuer kann noch bis zum 
Finde des Rechnungsjahrs, das in 
dem Erhebungszeitraum beginnt, 
beschlossen werden.“ 

19. § 19 erhält die folgende Fassung: 

4 19 

Vorauszahlungen 
(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(3) Die Gemeinde kann die Vor- 
auszahlungen der Steuer anpassen, 
die sich für den laufenden Er- 
hebungszeitraum (§ 14 Absatz 2) 
voraussichtlich ergeben wird. Hat 
das Finanzamt wegen einer vor- 
aussichtlichen Änderung des Ge- 
winns aus Gewerbebetrieb die 
Vorauszahlungen auf die Ein- 
kommensteuer oder Körper- 
schaftsteuer der für den laufen- 
den Veranlaoungszeitraum vor- 
aussichtlich zu erwartenden Steuer 
angepaßt, so hat es gleichzeitig 
für Zwecke der Gewerbesteuer- 
Vorauszahlungen den einheit- 
lichen Steuermeßbetrag festzu- 
setzen, der sich voraussichtlich für 
den laufenden Erhebungszeitraum 
ergeben wird. An diese Fest- 
setzung sind die Gemein- 
den bei der Anpassung der Vor- 
auszahlungen nach Satz 1 ge- 
bunden. 

(4) Wird im Laufe des Er- 
hebungszeitraums ein Gewerbe- 
betrieb neu gegründet oder tritt 
ein bereits bestehender Gewerbe- 
betrieb Infolge Wegfalls des Be- 
freiungsgrundes in die Stcuer- 
pflicht ein, so gilt für die erst- 
malige Festsetzung der Voraus- 
zahlungen Absatz 3 entsprechend. 

(5) Die einzelne Vorauszahlung 
ist auf den nächsten vollen Betrag 
in Deutscher Mark nach unten ab- 
zurunden. Sie wird nur festge- 
setzt, wenn sie mindestens 3 
Deutsche Mark beträgt.“ 

22. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 
2 angefügt; 

„Die Gemeinden können in ein- 
zelnen Fällen oder allgemein die 
Lohnsumme eines jeden Kalen- 
dervicrteljahrs als Besteuerungs- 
grundlage bestimmen.“ 

b) Im Absatz 2 werden „24 000 
Deutsche Mark“ durch 
„1 2 000DeutscheMark“und 


(3) Die Gemeinde kann die Vor- 
auszahlungen der Steuer anpassen, 
die sich für den laufenden Er- 
hebungszeitraum (§ 14 Absatz 2) 
voraussichtlich ergeben v ird. Hat 
das Finanzamt wegen einer vor- 
aussiditlichen Änderung des Ge- 
winns aus Gewerbebetrieb die 
Vorauszahlungen auf die Ein- 
kommensteuer oder Körper- 
schaf tsteucr der für den laufen- 
den Veranlagungszeitraum vor- 
aussichtlich zu erwartenden Steuer 
angepaßt, so hat es gleichzeitig 
für Zwecke der Gewerbesteuer- 
Vorauszahlungen den einheit- 
lichen Steuermeßbetrag festzu- 
setzen, der sich voraussichtlich 
den laufenden Erhebungszeitraum 
ergeben wird. An diese Fest- 
setzung ist die Gemeinde bei der 
Anpassung der Vorauszahlungen 
nach Satz 1 gebunden. 

(4) unverändert 


(5) unverändert 


22. § 23 wird wie folgt geändert: 

Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 
2 angefügt: 

„Die Gemeinden können in ein- 
zelnen Fällen oder allgemein die 
Lohnsumme eines jeden Kalender- 
vierteljahrs als Besteuerungs- 
grundlage bestimmen.“ 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


„7 200 Deutsche Mark‘‘ 
durch „3 600Dcutsche Ma r k“ 
ersetzt. 

23. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Vergütungen sind vorbe- 
haltlich der Absätze 3 bis 5 die 
Arbeitslöhne Im Sinn des § 19 
Absatz 1 Ziffer 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes, soweit sie nicht 
durch andere Rechtsvorschriften 
von der Lohnsteuer befreit sind.“ 


b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Zur Lohnsumme gehören 
nicht Beträge, die nach § 8 Zif- 
fern 3 bis 6 für die Ermittlung 
des Gewerbeertrags dem Gewinn 
hinzuzurechnen sind.“ 


28. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 2 werden „6 000 Deutsche 
Mark“ durch „10 000 Deutsche Mark“ 
ersetzt. 

b) Hinter Ziffer 2 wird die folgende Zif- 
fer 3 eingefügt: 


23. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Vergütungen sind vorbe- 
haltlich der Absätze 3 bis 5 die 
Arbeitslöhne im Sinn des § 19 
Absatz 1 Ziffer 1 des Einkommen- 
steuergesetzes, soweit sie niclii 
durch andere Rechtsvorschriften 
von der Lohnsteuer befreit sind. 
Zuschläge für Mehrarbeit und für 
Sonntags-, Feiertags und Nacht- 
arbeit gehören unbeschadet der 
einkommensteuerlichen Behand- 
lung zur Lohnsumme.“ 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Zur Lohnsumme gehören 

I I ICHL . 

1. Beträge, die gezahlt worden sind an 

a) Lehrlinge, die auf Grund eines 
schriftlichen Lehrvertrags eine 
ordnungsmäßige Ausbildung er- 
fahren haben, 

b) Arbeitnehmer, für die ein Ein- 
stellungszwang nach dem Gesetz 
über die Beschäftigung Schwer- 
beschädigter besteht, 

c) Arbeitnehmer, die das 60. Lebens- 
jahr überschritten haben, 

wenn beim einzelnen Arbeitnehmer 
der Jahresbetrag seiner Vergütungen 
die Lohngrenze nicht überschreitet, 
die für die Angestelltenversicherung 
maßgebend ist; 

2. Beträge die nach § 8 Ziffern 3 bis 
6 für die Ermittlung des Gcwxrbe- 
ertragsdem Gewinn hinzuzurcchnen 
sind. 

28. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) Hinter Ziffer 2 wird die folgende Zil- 
fer 3 eingefügt: 
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Entwurf 


„3. Bei Unternehmen der In § 2 
Absatz 2 Ziffer 2 und Absatz 
3 bezeichneten Art insgesamt 
10 000 Deutsche Mark jähr- 
lich für die Arbeit der im Be- 
trieb tätigen, am Unterneh- 
men wesentlich Beteiligten 
und ihrer Ehegatten/^ 

c) Die bisherige Ziffer 3 wird Ziffer 4. 

31. § 34 erhält die folgende Fassung: 

„§ 34 

Kleinbeträge 

(1) Übersteigt der einheitliche 
Steuermeßbetrag nicht den Be- 
trag von 10 Deutsche Mark, so ist 
er in voller Höhe der Gemeinde 
zuzuweisen, In der sich die Ge- 
schäftsleitung befindet. Befindet 
sich die Gesdiäftslcitung im Aus- 
land oder In einem der im § 2 
i^bsatz 5 Satz 1 bezeichneten Ge- 
biete, so ist der Steuermeßbetrag 
der Gemeinde zuzuweisen, in der 
sich die wirtschaftlich bedeutendste 
der zu berücksichtigenden Be- 
triebstätten befindet. 


(2) Übersteigt der einheitliche 
Steuermeßbetrag zwar den Betrag 
von 10 Deutsche Mark, würde 
aber nach den Zerlegungsvor- 
schriften einer Gemeinde ein Zer- 
legungsanteil von nicht mehr als 
10 Deutsche Mark zuzuweisen 
sein, so ist dieser Anteil der Ge- 
meinde zuzuweisen, in der sich 
die Geschäftsleitung befindet. Ab- 
satz 1 Satz 2 ist entsprechend an- 
zuwenden. ‘‘ 

34. Hinter § 35 b wird der folgende Ab- 
schnitt IV c eingefügt: 

„Abschnitt IV c 
Durchführung 

§ 35 c 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

„3. Bel Unternehmen der in § 2 
Absatz 2 Ziffer 2 und Absatz 
3 bezeichneten Art sind ins- 
gesamt 10 000 Deutsche Mark 
jährlich für die Arbeit der im 
Betrieb tätigen, am Unterneh- 
men wesentlich Beteiligten und 
ihrer Ehegatten anzusetzen." 

c) Die bisherige Ziffer 3 wird Ziffer 4. 

31. § 34 erhält die folgende Fassung: 

4 34 

Kleinbeträge 

(1) Übersteigt der einheitliche 
Steuermeßbetrag nicht den Be- 
trag von 10 Deutsche Mark, so ist 
er in voller Höhe der Gemeinde 
zuzuweisen, in der sich die Ge- 
schäftsleltung befindet. Befindet 
sich die Geschäftsleitung im Aus- 
land oder in einem der im § 2 
Absatz 5 Satz 1 bezeichneten Ge- 
biete außerhalb des Bundesgebie- 
tes, so ist der Steuermeßbetrag 
der Gemeinde zuzuweisen, in der 
sich die wirtschaftlich bedeutendste 
der zu berücksichtigenden Be- 
triebsstätten befindet. 

(2) unverändert 


34. Hinter § 35 b wird der folgende Ab- 
schnitt IV c eingefügt: 

„Abschnitt IV c 
Durchführung 

§ 35 c 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


1. zur Durchführung des Gewer- 
besteuergesetzes Rechtsver- 
ordnungen zu erlassen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleich- 
mäßigkeit bei der Besteuerung 
und zur Vermeidung von Un- 
billigkeiten in Härtefällen er- 
forderlich ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der 
Steuerpflicht, 

b) über die Ermittlung des Ge- 
werbeertrags und des Gewer- 
bekapitals, 

c) über die Festsetzung der 

Steuermeßbeträge, 


d) über die Zerlegung des ein- 
heitlichen Steuermeßbetrags 
und die Zerlegung bei der 
Lohnsummensteuer; 

2. die Dritte Verordnung zur 
Durchführung des Gewerbe- 
steuergesetzes vom 31. Januar 
1940 (Reidisgesetzbl. I S. 284) 
den Vorschriften dieses Ge- 
setzes anzupassen; 

3. Vorsdiriften durch Rechtsver- 
ordnung zu erlassen 

a) über die Hinzurechnung oder 
Kürzung von Beträgen bei Er- 
mittlung des Gewerbeertrags, 
die bei Ermittlung des Ge- 
winns nach den Vorschriften 
für die Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer zu berück- 
sichtigen sind. 


1. zur Durchführung des Gewer- 
besteuergesetzes Rechtsverord- 
nungen zu erlassen 


a) über die Abgrenzung der 
Steuerpflicht, 

b) über die Ermittlung des Ge- 
werbeertrags und des Gewerbe- 
kapitals, 

c) über die Festsetzung der Steuer- 
meßbeträge, 

soweit dies zur Wahrung der 
Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung und zur Vermeidung von 
Unbilligkeiten in Härtefällen 
erforderlich ist, 

d) über die Zerlegung des einheit- 
lichen Steuermeßbetrags und 
die Zerlegung bei der Lohn- 
summensteuer; 

2. unverändert 


3. Vorschriften durch Rechtsver- 
ordnung zu erlassen 

a) über die Hinzurechnung oder 
Kürzung von Beträgen bei Er- 
mittlung des Gewerbeertrags, 
die bei Ermittlung des Ge- 
winns nach den Vorschriften 
für die Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer zu berück- 
sichtigen oder nicht zu be- 
rücksichtigen sind, 

aa) über die Hinzurechnung» oder 
Kürzung von Beträgen bei Er- 
mittlung des Gewerbekapitals, 
die bei der Feststellung des Ein- 
heitswerts des gewerblichen Be- 
triebs nach den Vorschriften 
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b) über die Bemessung, Entrich- 
tung und Anrechnung der zu 
leistenden Vorauszahlungen. 

§ 35 d 
Neufassung 

Der Bundesminister derFinan- 
zen wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister 
des Innern den Wortlaut des Ge- 
werbesteuergesetzes und der dazu 
erlassenen Durchführungsverord- 
nungen in der jeweils geltenden 
Fassung mit neuem Datum, unter 
neuer Überschrift und in neuer 
Paragraphenfolge bekannt zu 
machen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseiti- 
gen.“ 

(Artikel II) 

§ 3 

(1) Ist eine Aufteilung der Vorauszahlungen 
für Erhebungszeiträume, die vor dem 21. 
Juni 1948 geendet haben, nach den Zer- 
legungsanteilen auf die beteiligten Gemeinden 
vor dem 21. Juni 1948 nicht erfolgt, so findet 
sie nachträglich nicht mehr statt. 

(2) Nachzahlungen von Gewerbesteuer für 
die Zeit vom 1. April 1943 bis zum 31. De- 
zember 1945 sind, soweit keine Zerlegung 
stattgefunden hat, nicht mehr nach dem Ver- 
hältnis der Gewerbesteuergrundzahlen auf 
die Gemeinden zu verteilen, sondern an die 
Gemeinde zu entrichten, in deren Bereich sicli 
die Leitung des Unternehmens befindet. Von 
dieser Gemeinde sind auch die Erstattungen 
für den gleichen Zeitraum zu leisten. 

(3) Soweit eine Abrechnung der Vorauszah- 
lungen, die für nach dem 31. Dezember 1945 
begonnene und vor dem 21. Juni 1948 ge- 
endete Erhebungszeiträume geleistet sind, 
nicht erfolgt ist, hat das Finanzamt, in dessen 
Bezirk sich die Leitung des Unternehmens be- 
findet, die Gewerbesteuer für sämtliche Be- 
triebsstättengemeinden unter Anwendung des 
bisherigen Hebesatzes nach § 3 der Ver- 
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für die Einheitsbewertung zu 
berücksichtigen oder nidit zu 
berücksichtigen sind.“ 

b) über die Bemessung, Ent- 
richtung und Anrechnung der 
zu leistenden Vorauszahlungen. 

§ 35 d 


unverändert 


(Artikel II) 
§ 3 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Soweit eine Abrechnung der Voraus- 
zahlungen, die für nach dem 31. Dezember 
1945 begonnene und vor dem 21. Juni 1948 
geendete Erhebungszeiträume geleistet sind, 
nicht erfolgt ist, hat das Finanzamt, in dessen 
Bezirk sich die Leitung des Unternehmens be- 
findet, die Gewerbesteuer für sämtliche Be- 
triebstättengemeinden unter Anwendung des 
bisherigen Hebesatzes nach § 3 der Ver- 
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Ordnung über die Erhebung der Gewerbe- 
steuer in vercinfacliter horm (GewStVV) vom 
31. März 1943 (Rcichsgesetzbl. I S. 237) zu er- 
rechnen. Die nach Anrechnung der Voraus- 
zahlungen sich ergebenden Unterscliiedsbe- 
träge sind durdi das Finanzamt im Verhält- 
nis der für die einzelnen Erhebungszeiträume 
festgesetzten Anteile der Gemeinden an dem 
einheitlichen Gewerbesteuermeßbetrag zu zer- 
legen. Ist die Steuerschuld größer als die Sum- 
me der Vorauszahlungen, so ist der Unter- 
schiedsbetrag (Abschlußzahlung) von dem 
Steuerpflichtigen im Verhältnis der Zer- 
legungsanteilc an die beteiligten Gemeinden 
zu entrichten. Ist die Steuerschuld kleiner als 
die Summe der anzu rechnenden Vorauszah- 
lungen, so ist der Unterschiedsbetrag im Ver- 
hältnis der Zerlegungsanteile von den be- 
teiligten Gemeinden des Landes, in 
dessen Bereich sich die Leitung 
des Unternehmens befindet, 
durch Aufrechnung oder Zurückzahlung an 
den Steuerpflichtigen auszugleichen. 

(4) Landcsrechtliche Regelungen, nach 
denen der Ausgleich der Überzahlungen für 
Erhebungszelträume, die vor dem 21. Juni 
1948 geendet haben, durch das Land erfolgt 
und Abschlußzahlungen für die gleichen Zeit- 
räume an das Land zu entrichten sind, blei- 
ben unberührt. 

(Artikel III) 

§ 5 

(1) Die Festsetzung und Erhebung der Ge- 
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital auf Grund des Gewerbe- 
steuergesetzes vom 1. Dezember 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 979) und dieses Gesetzes oblie- 
gen vom 1. Januar 1951 ab den Gemeinden. 
Landesrechtliche Regelungen, nach denen die 
bezeichneten Aufgaben zu einem früheren 
Zeitpunkt auf die Gemeinden übertragen sind, 
bleiben unberührt. 

(2) Die Länder können die Festsetzung und 
Erhebung der Gewerbesteuer einschließlich 
der Vorauszahlungen auch nach dem 31. De- 
zember 1950 den Finanzämtern belassen oder 
übertragen. 
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Ordnung über die Erhebung der Gewerbe- 
steuer in vereinfachter Form (GewStVV) vom 
31. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 237) zu er- 
rechnen. Die nach Anrechnung der Voraus- 
zahlungen sich ergebenden Unterschiedsbe- 
träge sind durch das Finanzamt im Verhält- 
nis der für die einzelnen Erhebungszeiträume 
festgesetzten Anteile der Gemeinden an dem 
einheitlichen Gewerbesteuermeßbetrag zu zer- 
legen. Ist die Steuerschuld größer als die Sum- 
me der Vorauszahlungen, so ist der Unter- 
schiedsbetrag (Abschlußzahlung) von dem 
Steuerpflichtigen im Verhältnis der Zer- 
legungsanteile an die beteiligten Gemeinden 
zu entrichten. Ist die Steuerschuld kleiner als 
die Summe der anzurechnenden Voraus- 
zahlungen, so ist der Unterschiedsbetrag im 
Verhältnis der Zcrlegungsanteile von den be- 
teiligten Gemeinden durch Aufrechnung oder 
Zurückzahlung an den Steuerpflichtigen aus- 
zugleichen. 


(4) unverändert 


(Artikel III) 

§ 5 

(1) unverändert 


(2) Die Länder können die Festsetzung 
und Erhebung der Gewerbesteuer einschließ- 
lich der Vorauszahlungen auch nach dem 
31. Dezember 1950 den Finanzämtern be- 
lassen oder übertragen, wenn die Gemeinden 
dies beantragen oder die verwaltungsmäßigen 
Voraussetzungen für die Erhebung durdi die 
Gemeinden nicht gegeben sind. 
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(Artikel IV) 

(§ 6) 

2. Im § 6 werden ersetzt: 

a) die Worte „Der Reichsminister des 
Innern crlälk im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister der Finanzen“ 
durch die Worte „Die Landesregie- 
rung erläßt durch Rechtsverordnung“; 

b) die Worte „die Grundsteuer, die Ge- 
werbesteuer und die Bürgersteuer“ 
durch die Worte „die Grundsteuer und 
die Gewerbesteuer“. 

Artikel VI 

Übergangs- und Schlußvorschriiten 

§ ^ 

(1) Die Vorschriften des § 1 Ziffer l bis 
3 (Änderungen der §§ 2, 3 und 5 des Gewer- 
besteuergesetzes) gelten vorbehaltlich der be- 
sonderen Regelung im Satz 2 erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1950. Die Vorschrift des 
§ 1 Ziffer 2 Buchstabe a gilt; 

a) soweit es sich um die Befreiung der Bank 
deutscher Länder und der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau handelt, auch für den 
Erhebungszeitraum vom 21. Juni bis 
31. Dezember 1948 und den Erhebungs- 
zcltraum 1949, 

b) soweit es sich um die Befreiung der Landes- 
zcntralbanken handelt, auch für den Er- 
hebungszeitraum vom 21. Juni bis 31, De- 
zember 1948 und den Erhebungszeitraum 
1949 mit der Einschränkung, dal^ die 
Landeszentralbankcn von der Gewerbe- 
steuer befreit sind, soweit sie Aufgaben 
staatswirtschaftlicher Art erfüllen. Diese 
Einschränkung gilt auch für den Erhe- 
bungszeitraum 1950. 

(2) Die Vorschriften des § 1 über die Ge- 
werbesteuer nach dem Gewcrbcertrag und 
dem Gewerbekapital gelten vorbehaltlich der 
besonderen Regelung im Satz 2 erstmals für 
den Erhebungszeitraum 1950. Die folgenden 
Vorschriften des § l gelten erstmals für den 
ErlTcbungszcitraum 1951 ; 
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(Artikel IV) 

(§ 6 ) 

1 a. § 5 wird aufgehoben. 

2. Im § 6 werden ersetzt: 

a) die Worte „Der Reichsminister des 
Innern erläßt im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister der Finanzen“ 
durcli die Worte „Die Landesregie- 
rung erläßt durch Rechtsverordnung 
Vorschriften“; 

b) die Worte „die Grundsteuer, die Ge- 
werbesteuer und die Bürgersteuer“ 
durch die Worte „die Grundsteuer 
und die Gewerbesteuer“. 

Artikel VI 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 

§ 8 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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1. Ziffer 6 Buchstabe a, 

2. Ziffer 7 Buchstabe c, 

3. Ziffer 12, soweit es sich um die Änderung 
der Ziffer 2 des § 12 Absatz 2 und die 
Einfügung der neuen Ziffer 3 des § 12 
Absatz 3 des Gewerbesteuergesetzes han- 
delt, 

4. Ziffer 17. 

(3) Die Vorschriften des § 1 über die Lohn- 
summensteuer gelten erstmals für d a s 
Rechnungsjahr 1951/5 2. So- 
weit durch Landesrecht bereits 
für die Zeit vor dem l. April 
1951 der § 23 Absatz 2 des Ge- 
werbesteuergesetzes geändert 
worden ist, verbleibt es dabei 
bis zum 31. März 1951. 

(4) § 6 der Verordnung über die Erhebung 
der Gewerbesteuer in vereinfachter Form 
vom 31. März 1943 (Reichsgesetzbl, 1 S. 237) 
ist erstmals für den Erhebungszeitraum 1950 
nicht mehr anzuwenden. Im übrigen sind die 
Vorschriften der im § 4 dieses Gesetzes be- 
zeichneten Verordnungen von den Zeitpunk- 
ten ab nicht mehr anzuwenden, von denen ab 
ihre Anwendung mit diesem Gesetz in Wider- 
spruch steht. Soweit sie nach Landesrecht be- 
reits von früheren Zeitpunkten ab nicht mehr 
anzuwenden sind, verbleibt es dabei bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(5) Landesreditliche Vorschriften sind von 
den Zeitpunkten ab nicht mehr anzuv/enden, 
von denen ab die Vorschriften dieses Gesetzes 
gelten. Abweichend von diesem Grundsatz 
treten außer Kraft: 

1. mit Ablauf des sechsten Kalendermonats, 
der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt: 

a) im Land Hessen das Gesetz 
über die Erhebung dei' 
Lohn summensteuer durch 
die hessischen Gemeinden 
vom 13. Juli 1948 (Gesetz- 
u n d e r o r d n u n g s b 1 a t t für 
das Land Hessen S. 89) in 
derFassungdesÄnderungs- 
gesetzes vom 2 9. Januar 
1949 (Gesetz - und Verord- 
nungsblatt für das Land 
Hessen S. 10), 
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(3) Die Vorschriften des § 1 über die 
Lohnsummensteuer gelten erstmals für die 

Lohnsumme des Kalendermonats, der nach 
Verkündung dieses Gesetzes beginnt. 


(4) unverändert 


(5) Landesrechtliche Vorscl iften sind von 
den Zeitpunkten ab nicht mehr anzu wenden, 
von denen ab die Vorschriften dieses Gesetzes 
gelten. Abweichend von diesem Grundsatz 
treten aulser Kraft: 

] . mit Ablauf des sechsten Kalendermonats, 
der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt; 

im Land Rheinland-Pfalz das Gesetz 
über die Erhebung der Lohnsummen- 
steuer durch die Gemeinden von 
Rheinland-Pfalz vom 30. Dezember 

1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
der Landesregierung Rheinland-Pfalz 

1949 Teil I S. 3) in der Fassung des 
ersten und zweiten Änderungsgesetzes 
vom 25. August 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz Teil I S. 349 und 
350); 
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b) im Land Rheinland-Pfalz das Gesetz 
über die Erhebung der Lohnsummen- 
steuer durch die Gemeinden von 
Rheinland-Pfalz vom 30. Dezember 

1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
der Landesregierung Rheinland-Pfalz 

1949 Teil I S. 3) in der Fassung des 
ersten und zweiten Änderungsgesetzes 
vom 25. August 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz Teil I S. 349 und 
350); 

2. vom 1. Januar 1948 ab im Land Würt- 
temberg-Hohenzollern die Rechtsanordnung 
über Änderungen auf dem Gebiet der Ge- 
werbesteuer vom 21. Dezember 1945 (Amts- 
blatt des Staatssekretariats für das französisch 
besetzte Gebiet Württembergs und Hohen- 
zollerns 1946 S. 1). 
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2. vom 1, Januar 1948 ab im Land Würt- 
temberg-Hohenzollern die Rechtsanordnung 
über Änderungen auf dem Gebiet der Ge- 
werbesteuer vom 21- Dezember 1945 (Amts- 
blatt des Staatssekretariats für das französisch 
besetzte Gebiet Württembergs undHohenzol- 
lerns 1946 S. 1). 
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